
GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 5/2005

vom Rat festgelegt am 12. November 2004

im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EG) Nr. …/2005 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom … über die Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2005/C 25E/05)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses,

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame
Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt (2) hat einen
wesentlichen Beitrag zur Schaffung eines Erdgasbinnen-
markts geleistet. Um die verbleibenden Hindernisse für
die Vollendung des Binnenmarkts, insbesondere hinsicht-
lich des Erdgashandels, anzugehen, müssen nun struktu-
relle Änderungen am Regulierungsrahmen vorgenom-
men werden. Zusätzliche technische Regeln sind erfor-
derlich, insbesondere hinsichtlich der Dienstleistungen
für den Netzzugang Dritter, die Grundsätze der Kapazi-
tätszuweisungsmechanismen, die Verfahren für das
Engpassmanagement und die Anforderungen an die
Transparenz.

(2) Die Erfahrung mit der Umsetzung und Überwachung des
ersten Pakets von Leitlinien für die gute Praxis, das 2002
vom Europäischen Erdgasregulierungsforum (im
Folgenden „Forum“ genannt) angenommen wurde, zeigt,
dass diese rechtlich durchsetzbar sein müssen, damit die
vollständige Umsetzung der in den Leitlinien festgelegten
Regeln in allen Mitgliedstaaten gewährleistet ist und
damit in der Praxis eine Mindestgarantie für gleiche
Marktzugangsbedingungen gegeben ist.

(3) Ein zweites Paket gemeinsamer Regeln mit dem Titel
„Zweite Leitlinien für die gute Praxis“, wurde auf der
Tagung des Forums vom 24. und 25. September 2003
angenommen; das Ziel der vorliegenden Verordnung ist,
auf der Grundlage jener Leitlinien Grundprinzipien und
Regeln für den Netzzugang und für Dienstleistungen für
den Netzzugang Dritter, für das Engpassmanagement,
die Transparenz, den Ausgleich von Mengenabweich-
ungen und den Handel mit Kapazitätsrechten festzu-
legen.

(4) Artikel 15 der Richtlinie 2003/55/EG gestattet den
gleichzeitigen Betrieb eines Fernleitungsnetzes und eines
Verteilernetzes durch ein und denselben Betreiber. Die in
dieser Verordnung festgelegten Regeln machen somit
keine Neuorganisation der nationalen Fernleitungs- und
Verteilernetze erforderlich, die den einschlägigen Bestim-
mungen der Richtlinie 2003/55/EG und insbesondere
Artikel 15 entsprechen.

(5) Hochdruckfernleitungen, die lokale Verteiler an das
Erdgasnetz anschließen und nicht in erster Linie im
Zusammenhang mit der lokalen Erdgasverteilung
benutzt werden, fallen in den Anwendungsbereich dieser
Verordnung.

(6) Die Kriterien für die Festlegung der Tarife für den Netz-
zugang müssen angegeben werden, um sicherzustellen,
dass sie dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung und
den Erfordernissen eines gut funktionierenden Binnen-
marktes vollständig entsprechen, die erforderliche
Netzintegrität in vollem Umfang berücksichtigen und bei
gleichzeitiger Sicherstellung angemessener Anreize in
Bezug auf die Effizienz die Ist-Kosten widerspiegeln,
einschließlich einer angemessenen Kapitalrendite, und
gegebenenfalls die Tarifvergleiche der Regulierungsbe-
hörden berücksichtigen.

(7) Bei der Berechnung der Tarife für den Netzzugang
müssen die Ist-Kosten sowie die Notwendigkeit, angeme-
ssene Kapitalrenditen und Anreize für den Bau neuer
Infrastrukturen zu bieten, berücksichtigt werden. In
dieser Hinsicht und insbesondere, wenn ein tatsächlicher
Leitungswettbewerb zwischen verschiedenen Fernlei-
tungen gegeben ist, sind Tarifvergleiche als relevante
Methode zu berücksichtigen.

(8) Die Verwendung von marktorientierten Verfahren, wie
etwa Versteigerungen, zur Festlegung von Tarifen muss
mit den Bestimmungen der Richtlinie 2003/55/EG
vereinbar sein.

(9) Ein gemeinsamer Mindestbestand an Dienstleistungen für
den Netzzugang Dritter ist nötig, damit in der Praxis in
der gesamten Gemeinschaft ein gemeinsamer Mindest-
standard für den Netzzugang gegeben und sichergestellt
ist, dass die Dienstleistungen für den Netzzugang Dritter
in ausreichendem Umfang kompatibel sind, und damit
die aus einem gut funktionierenden Erdgasbinnenmarkt
resultierenden Nutzeffekte ausgeschöpft werden können.
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(10) Im Kontext des nicht diskriminierenden Netzzugangs für
Fernleitungsnetzbetreiber ist unter harmonisierten Trans-
portverträgen nicht zu verstehen, dass die Bedingungen
in den Transportverträgen eines bestimmten Fernlei-
tungsnetzbetreibers eines Mitgliedstaats mit den Bedin-
gungen in den Transportverträgen eines anderen Fernlei-
tungsnetzbetreibers dieses oder eines anderen Mitglied-
staats identisch sein müssen, es sei denn, dass Mindestan-
forderungen festgelegt sind, denen alle Transportverträge
genügen müssen.

(11) Das Engpassmanagement bei vertraglich bedingten
Netzengpässen ist im Hinblick auf die Vollendung des
Erdgasbinnenmarktes ein wichtiges Thema. Es müssen
gemeinsame Regeln für den Ausgleich zwischen der
notwendigen Freigabe ungenutzter Kapazitäten gemäß
dem Grundsatz „use-it-or-lose-it“ einerseits und dem
Recht der Kapazitätsinhaber, die Kapazität im Bedarfsfall
zu nutzen, andererseits entwickelt werden, wobei gleich-
zeitig die Liquidität der Kapazitäten verbessert werden
muss.

(12) Wenngleich physische Netzengpässe in der Gemeinschaft
derzeit selten ein Problem sind, könnten sie in der
Zukunft zu einem solchen werden. Daher müssen
Grundprinzipien dafür festgelegt werden, wie in solchen
Fällen die Kapazitäten auf überlasteten Netzen zuge-
wiesen werden.

(13) Für den tatsächlichen Zugang zu den Erdgasnetzen
benötigen die Netznutzer Informationen insbesondere
über die technischen Anforderungen und die verfügbare
Kapazität, damit sie die Geschäftsmöglichkeiten wahr-
nehmen können, die im Rahmen des Binnenmarktes
entstehen. Für solche Transparenzanforderungen sind
gemeinsame Mindeststandards erforderlich. Die Veröf-
fentlichung solcher Informationen kann auf unterschied-
liche Weise, auch mit elektronischen Mitteln erfolgen.

(14) Von den Fernleitungsnetzbetreibern betriebene nichtdi-
skriminierende und transparente Ausgleichssysteme für
Erdgas sind wichtige Mechanismen, insbesondere für
neue Marktteilnehmer, die möglicherweise größere
Schwierigkeiten als bereits in einem relevanten Markt
etablierte Unternehmen haben, ihr gesamtes Verkaufs-
portofolio auszugleichen. Daher müssen Regeln festge-
legt werden, die gewährleisten, dass die Fernleitungsnetz-
betreiber solche Mechanismen in einer Weise hand-
haben, die mit nichtdiskriminierenden, transparenten
und effektiven Netzzugangsbedingungen vereinbar ist.

(15) Der Handel mit primären Kapazitätsrechten spielt bei
der Entwicklung eines wettbewerbsoffenen Marktes und
für die Entstehung von Liquidität eine wichtige Rolle.
Diese Verordnung sollte daher Grundregeln hierfür fest-
legen.

(16) Um ein angemessenes Maß an Liquidität auf dem Kapa-
zitätsmarkt zu gewährleisten, muss sichergestellt werden,
dass Unternehmen, die Kapazitätsrechte erwerben, diese
an andere zugelassene Unternehmen verkaufen können.
Dieser Ansatz steht jedoch einem System nicht entgegen,
in dem vertraglich festgelegt ist, dass während eines
bestimmten, auf nationaler Ebene vorgegebenen Zeit-
raums nicht genutzte Kapazitäten dem Markt verbindlich
wieder zur Verfügung gestellt werden.

(17) Die nationalen Regulierungsbehörden sollten die Einhal-
tung der Regeln dieser Verordnung und der gemäß
dieser Verordnung erlassenen Leitlinien gewährleisten.

(18) In den Leitlinien im Anhang dieser Verordnung sind
spezielle, ausführliche Umsetzungsregeln festgelegt, die
auf den Zweiten Leitlinien für die gute Praxis beruhen.
Diese Regeln werden im Laufe der Zeit unter Berücksich-
tigung der Besonderheiten der nationalen Erdgasnetze
gegebenenfalls weiterzuentwickeln sein.

(19) Wenn die Kommission Änderungen der im Anhang
dieser Verordnung enthaltenen Leitlinien vorschlägt,
sollte sie sicherstellen, dass alle von diesen Leitlinien
betroffenen und durch Fachverbände vertretenen
einschlägigen Kreise und die Mitgliedstaaten zuvor im
Rahmen des Forums angehört werden, und sollte von
der Gruppe der europäischen Regulierungsbehörden für
Elektrizität und Erdgas sachdienliche Beiträge anfordern.

(20) Die Mitgliedstaaten und die zuständigen nationalen
Behörden sollten dazu verpflichtet sein, der Kommission
einschlägige Informationen zur Verfügung zu stellen.
Informationen dieser Art sollten von der Kommission
vertraulich behandelt werden.

(21) Diese Verordnung und die gemäß dieser Verordnung
erlassenen Leitlinien berühren nicht die Anwendung der
Wettbewerbsvorschriften der Gemeinschaft.

(22) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(23) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Festlegung
gerechter Regeln für die Bedingungen für den Zugang zu
Erdgasfernleitungsnetzen, auf Ebene der Mitgliedstaaten
nicht ausreichend erreicht werden kann und daher
wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese
Verordnung nicht über das für die Erreichung dieses
Ziels erforderliche Maß hinaus —
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Ziel dieser Verordnung ist die Festlegung nicht diskrimi-
nierender Regeln für die Bedingungen für den Zugang zu
Erdgasfernleitungsnetzen unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten nationaler und regionaler Märkte, um das reibungslose
Funktionieren des Erdgasbinnenmarkts sicherzustellen.

Dieses Ziel beinhaltet die Festlegung von harmonisierten
Grundsätzen für die Tarife oder für die bei ihrer Berechnung
zugrunde gelegten Methoden, für den Zugang zum Netz, die
Einrichtung von Dienstleistungen für den Netzzugang Dritter
und harmonisierte Grundsätze für die Kapazitätszuweisung und
das Engpassmanagement, die Festlegung der Anforderungen an
die Transparenz, Regeln für den Ausgleich von Mengenab-
weichungen und Ausgleichsentgelte sowie die Erleichterung des
Kapazitätshandels.

(2) Die Mitgliedstaaten können in Einklang mit der Richtlinie
2003/55/EG eine Rechtspersönlichkeit oder Stelle einrichten,
die eine oder mehrere der normalerweise dem Fernleitungsnetz-
betreiber zugewiesenen Funktionen übernimmt, der die Anfor-
derungen dieser Verordnung zu erfüllen hat.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. „Fernleitung“ den Transport von Erdgas durch ein haupt-
sächlich Hochdruckfernleitungen umfassendes Netz, mit
Ausnahme von vorgelagerten Rohrleitungsnetzen und des
in erster Linie im Zusammenhang mit der lokalen Erdgas-
verteilung benutzten Teils von Hochdruckfernleitungen,
zum Zweck der Belieferung von Kunden, jedoch mit
Ausnahme der Versorgung;

2. „Transportvertrag“ einen Vertrag, den der Fernleitungsnetz-
betreiber mit einem Netznutzer im Hinblick auf die Durch-
führung der Fernleitung geschlossen hat;

3. „Kapazität“ den maximalen Lastfluss, der in Norm-Kubik-
metern pro Zeiteinheit oder in Energieeinheiten pro Zeit-
einheit ausgedrückt wird, auf den der Netznutzer gemäß
den Bestimmungen des Transportvertrags Anspruch hat;

4. „nicht genutzte Kapazität“ eine verbindliche Kapazität, die
ein Netznutzer im Rahmen eines Transportvertrags zwar
erworben, aber nicht nominiert hat;

5. „Engpassmanagement“ das Management des
Kapazitätsportfolios des Fernleitungsnetzbetreibers zur
optimalen und maximalen Nutzung der technischen Kapa-
zität und zur rechtzeitigen Feststellung künftiger Engpass-
und Sättigungsstellen;

6. „Sekundärmarkt“ den Markt für die auf andere Weise als
auf dem Primärmarkt gehandelte Kapazität;

7. „Nominierung“ die vorherige Meldung des Lastflusses, den
der Netznutzer tatsächlich in das Netz ein- oder aus diesem
ausspeisen will, an den Fernleitungsnetzbetreiber;

8. „Renominierung“ die nachträgliche Meldung einer korri-
gierten Nominierung;

9. „Netzintegrität“ jedwede auf ein Fernleitungsnetz,
einschließlich der erforderlichen Fernleitungsanlagen, bezo-
gene Situation, in der Erdgasdruck und Erdgasqualität
innerhalb der von dem Fernleitungsnetzbetreiber festge-
legten Mindest- und Höchstgrenzen bleiben, so dass der
Erdgasferntransport technisch gewährleistet ist;

10. „Ausgleichsperiode“ den Zeitraum, innerhalb dessen jeder
Netznutzer die Entnahme einer in Energieeinheiten ausge-
drückten Erdgasmenge durch die Einspeisung der gleichen
Erdgasmenge in das Fernleitungsnetz gemäß dem Trans-
portvertrag oder dem Netzcode ausgleichen muss;

11. „Netznutzer“ einen Kunden oder einen potenziellen
Kunden eines Fernleitungsnetzbetreibers und Fernleitungs-
netzbetreiber selbst, sofern diese ihre Funktionen im
Zusammenhang mit der Fernleitung wahrnehmen müssen;

12. „unterbrechbare Dienstleistungen“ Dienstleistungen, die der
Fernleitungsnetzbetreiber in Bezug auf unterbrechbare
Kapazität anbietet;

13. „unterbrechbare Kapazität“ die Erdgasfernleitungskapazität,
die von dem Fernleitungsnetzbetreiber gemäß den im
Transportvertrag festgelegten Bedingungen unterbrochen
werden kann;

14. „langfristige Dienstleistungen“ Dienstleistungen, die der
Fernleitungsnetzbetreiber für eine Dauer von einem Jahr
oder mehr anbietet;

15. „kurzfristige Dienstleistungen“ Dienstleistungen, die der
Fernleitungsnetzbetreiber für eine Dauer von weniger als
einem Jahr anbietet;

16. „verbindliche Kapazität“ Erdgasfernleitungskapazität, die
von dem Fernleitungsnetzbetreiber vertraglich als nicht
unterbrechbare Kapazität zugesichert wurde;

17. „verbindliche Dienstleistungen“ Dienstleistungen, die der
Fernleitungsnetzbetreiber in Bezug auf verbindliche Kapa-
zität anbietet;
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18. „technische Kapazität“ die verbindliche Höchstkapazität,
die der Fernleitungsnetzbetreiber den Netznutzern unter
Berücksichtigung der Netzintegrität und der betrieblichen
Anforderungen des Fernleitungsnetzes anbieten kann;

19. „kontrahierte Kapazität“ die Kapazität, die der Fernleitungs-
netzbetreiber einem Netznutzer durch einen Transportver-
trag zugewiesen hat;

20. „verfügbare Kapazität“ den Teil der technischen Kapazität,
die nicht zugewiesen wurde und dem Netz aktuell noch
zur Verfügung steht;

21. „vertraglich bedingter Engpass“ bezeichnet eine Situation,
in der das Ausmaß der Nachfrage nach verbindlicher Kapa-
zität die technische Kapazität übersteigt;

22. „Primärmarkt“ den Markt für die vom Fernleitungsnetzbe-
treiber direkt gehandelte Kapazität;

23. „physischer Engpass“ eine Situation, in der das Ausmaß der
Nachfrage nach tatsächlichen Lieferungen die technische
Kapazität zu einem bestimmten Zeitpunkt übersteigt.

(2) Ferner gelten die für die Anwendung dieser Verordnung
einschlägigen Begriffsbestimmungen des Artikels 2 der Richt-
linie 2003/55/EG mit Ausnahme der Begriffsbestimmung von
„Fernleitung“ in Artikel 2 Nummer 3 der Richtlinie
2003/55/EG.

Artikel 3

Tarife für den Netzzugang

(1) Die von den Regulierungsbehörden gemäß Artikel 25
Absatz 2 der Richtlinie 2003/55/EG genehmigten Tarife oder
Methoden zu ihrer Berechnung, die die Fernleitungsnetzbe-
treiber anwenden, sowie die gemäß Artikel 18 Absatz 1 der
genannten Richtlinie veröffentlichten Tarife müssen transparent
sein, der Notwendigkeit der Netzintegrität und deren Verbesse-
rung Rechnung tragen, bei gleichzeitiger Sicherstellung ange-
messener Anreize in Bezug auf die Effizienz die Ist-Kosten
widerspiegeln, einschließlich einer angemessenen Kapitalren-
dite, und gegebenenfalls die Tarifvergleiche der Regulierungsbe-
hörden berücksichtigen. Die Tarife oder die Methoden zu ihrer
Berechnung müssen nicht diskriminierend angewandt werden.

Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass die Tarife auch
mittels marktorientierter Verfahren wie Versteigerungen festge-
legt werden können, vorausgesetzt, dass diese Verfahren und
die damit verbundenen Einkünfte von der Regulierungsbehörde
genehmigt werden.

Die Tarife oder die Methoden zu ihrer Berechnung müssen den
effizienten Gashandel und Wettbewerb erleichtern, während sie
gleichzeitig Quersubventionen zwischen den Netznutzern
vermeiden und Anreize für Investitionen und zur Aufrechter-
haltung oder Herstellung der Interoperabilität der Fernleitungs-
netze bieten.

(2) Durch die Tarife für den Netzzugang darf weder die
Marktliquidität eingeschränkt noch der Handel über die
Grenzen verschiedener Fernleitungsnetze hinweg verzerrt
werden. Hemmen Unterschiede der Tarifstrukturen oder der
Ausgleichsmechanismen den Handel zwischen Fernleitungs-
netzen, so arbeiten die Fernleitungsnetzbetreiber unbeschadet
des Artikels 25 Absatz 2 der Richtlinie 2003/55/EG in enger
Zusammenarbeit mit den einschlägigen nationalen Behörden
aktiv auf die Konvergenz der Tarifstrukturen und der Entgelt-
erhebungsgrundsätze hin, auch im Zusammenhang mit
Ausgleichsregelungen.

Artikel 4

Dienstleistungen für den Netzzugang Dritter

(1) Die Fernleitungsnetzbetreiber

a) stellen sicher, dass sie allen Netznutzern Dienstleistungen
auf nicht diskriminierender Grundlage anbieten. Bietet ein
Fernleitungsnetzbetreiber verschiedenen Kunden dieselbe
Dienstleistung an, so legt er dabei gleichwertige vertragliche
Bedingungen zugrunde, indem er entweder harmonisierte
Transportverträge oder einen Netzcode benutzt, die von der
zuständigen Behörde nach dem in Artikel 25 der Richtlinie
2003/55/EG genannten Verfahren genehmigt worden sind;

b) stellen sowohl verbindliche als auch unterbrechbare Dienst-
leistungen für den Netzzugang Dritter bereit. Der Preis der
unterbrechbaren Kapazität spiegelt die Wahrscheinlichkeit
einer Unterbrechung wider;

c) bieten den Netznutzern sowohl lang- als auch kurzfristige
Dienstleistungen an.

(2) Transportverträge, die mit unüblichen Anfangsterminen
oder mit einer kürzeren Laufzeit als der eines Jahresstandard-
transportvertrags unterzeichnet werden, dürfen nicht zu will-
kürlich höheren oder niedrigeren Tarifen führen, die nicht
gemäß den Grundsätzen des Artikels 3 Absatz 1 den Marktwert
der Dienstleistung widerspiegeln.

(3) Gegebenenfalls können Dienstleistungen für den Netzzu-
gang Dritter unter dem Vorbehalt angemessener Garantien der
Netznutzer bezüglich ihrer Kreditwürdigkeit erbracht werden.
Diese Garantien dürfen keine ungerechtfertigten Marktzugangs-
hemmnisse darstellen und müssen nicht diskriminierend, trans-
parent und verhältnismäßig sein.

Artikel 5

Grundsätze der Kapazitätszuweisungsmechanismen und
Verfahren für das Engpassmanagement

(1) Den Marktteilnehmern wird in allen in Artikel 6 Absatz
3 genannten maßgeblichen Punkten die größtmögliche Kapa-
zität zur Verfügung gestellt, wobei auf die Netzintegrität und
einen effizienten Netzbetrieb geachtet wird.
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(2) Die Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlichen nicht dis-
kriminierende und transparente Kapazitätszuweisungsmecha-
nismen und setzen diese um; diese müssen

a) angemessene ökonomische Signale für die effiziente und
maximale Nutzung der technischen Kapazität liefern und
Investitionen in neue Infrastruktur erleichtern;

b) die Kompatibilität mit den Marktmechanismen einschließ-
lich Spotmärkten und „Trading-Hubs“ sicherstellen und
gleichzeitig flexibel und in der Lage sein, sich einem geän-
derten Marktumfeld anzupassen;

c) mit den Netzzugangsregelungen der Mitgliedstaaten kompa-
tibel sein.

(3) Schließen Fernleitungsnetzbetreiber neue Transportver-
träge ab oder handeln sie laufende Verträge neu aus, so berück-
sichtigen diese Verträge folgende Grundsätze:

a) Im Falle vertraglich bedingter Engpässe bietet der Fernlei-
tungsnetzbetreiber ungenutzte Kapazität auf dem Primär-
markt zumindest auf „Day-ahead“-Basis (für den folgenden
Gastag) und als unterbrechbare Kapazität an;

b) Netznutzer, die ihre ungenutzte, kontrahierte Kapazität auf
dem Sekundärmarkt weiterverkaufen oder verpachten
wollen, sind hierzu berechtigt. Die Mitgliedstaaten können
eine Benachrichtigung oder Unterrichtung des Fernleitungs-
netzbetreibers durch die Netznutzer verlangen.

(4) Bleiben Kapazitäten im Rahmen bestehender Transport-
verträge ungenutzt und entsteht ein vertraglich bedingter
Engpass, so wenden die Fernleitungsnetzbetreiber Absatz 3 an,
es sei denn, dadurch würde gegen die Anforderungen beste-
hender Transportverträge verstoßen. Würde dadurch gegen
bestehende Transportverträge verstoßen, so richten die Fernlei-
tungsnetzbetreiber nach Rücksprache mit den zuständigen
Behörden gemäß Absatz 3 ein Gesuch an die Netznutzer für
die Nutzung der ungenutzten Kapazität auf dem Sekundär-
markt.

(5) Im Falle physischer Engpässe wenden die Fernleitungs-
netzbetreiber oder gegebenenfalls die Regulierungsbehörden
nicht diskriminierende transparente Kapazitätszuweisungsme-
chanismen an.

Artikel 6

Transparenzanforderungen

(1) Die Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlichen ausführ-
liche Informationen über die von ihnen angebotenen Dienstleis-
tungen und die einschlägigen Bedingungen sowie die techni-
schen Informationen, die die Netznutzer für den tatsächlichen
Netzzugang benötigen.

(2) Zur Sicherstellung transparenter, objektiver, nicht diskri-
minierender Tarife und zur Erleichterung einer effizienten
Nutzung des Erdgasnetzes, veröffentlichen die Fernleitungsnetz-
betreiber oder die zuständigen nationalen Behörden ange-
messen und ausreichend detaillierte Informationen über die

Tarifbildung, die entsprechenden Methoden und die Tarif-
struktur.

(3) Hinsichtlich der angebotenen Dienstleistungen veröffent-
licht jeder Fernleitungsnetzbetreiber für alle maßgeblichen
Punkte, einschließlich Ein- und Ausspeisepunkte, regelmäßig
und kontinuierlich und in einer nutzerfreundlichen, standardi-
sierten Weise numerische Informationen über die technischen,
kontrahierten und verfügbaren Kapazitäten.

(4) Die maßgeblichen Punkte eines Fernleitungsnetzes, zu
denen Informationen zu veröffentlichen sind, werden von den
zuständigen Behörden nach Konsultation der Netznutzer
genehmigt.

(5) Ist ein Fernleitungsnetzbetreiber der Ansicht, dass er aus
Gründen der Vertraulichkeit nicht berechtigt ist, alle erforderli-
chen Daten zu veröffentlichen, so ersucht er die zuständigen
Behörden, die Einschränkung der Veröffentlichung für den
betreffenden Punkt oder die betreffenden Punkte zu geneh-
migen.

Die zuständigen Behörden erteilen oder verweigern die Geneh-
migung auf Einzelfallbasis, wobei sie insbesondere der Notwen-
digkeit des legitimen Schutzes von Geschäftsgeheimnissen und
dem Ziel der Schaffung eines wettbewerbsoffenen Erdgasbin-
nenmarkts Rechnung tragen. Wird die Genehmigung erteilt, so
wird die verfügbare Kapazität ohne die Angabe der numeri-
schen Daten, die der Vertraulichkeit zuwiderlaufen würden,
veröffentlicht.

Eine Genehmigung im Sinne dieses Absatzes wird nicht erteilt,
wenn drei oder mehr Netznutzer Kapazität an demselben Punkt
kontrahiert haben.

(6) Die Fernleitungsnetzbetreiber machen die durch diese
Verordnung vorgeschriebenen Informationen in sinnvoller,
quantifizierbar deutlicher und leicht zugänglicher Weise ohne
Diskriminierung bekannt.

Artikel 7

Ausgleichsregeln und Ausgleichsentgelte

(1) Die Ausgleichsregeln werden auf gerechte, nicht diskri-
minierende und transparente Weise konzipiert und beruhen auf
objektiven Kriterien. Die Ausgleichsregeln spiegeln die tatsächli-
chen Netzerfordernisse unter Berücksichtigung der dem Fernlei-
tungsnetzbetreiber zur Verfügung stehenden Ressourcen wider.

(2) Im Falle nicht marktorientierter Ausgleichssysteme
werden die Toleranzwerte in einer Weise bestimmt, die
entweder dem saisonalen Charakter entspricht oder zu einem
Toleranzwert führt, der höher ist als der sich aus dem saiso-
nalen Charakter ergebende Toleranzwert, und die die tatsächli-
chen technischen Möglichkeiten des Fernleitungsnetzes wider-
spiegelt. Die Toleranzwerte spiegeln die tatsächlichen Netzer-
fordernisse unter Berücksichtigung der dem Fernleitungsnetzbe-
treiber zur Verfügung stehenden Ressourcen wider.
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(3) Die Ausgleichsentgelte sind weitestgehend kostenorien-
tiert und bieten angemessene Anreize für die Netznutzer, ihre
Ein- und Ausspeisung von Erdgas auszugleichen. Sie vermeiden
Quersubventionen zwischen den Netznutzern und behindern
nicht den Markteintritt neuer Marktteilnehmer.

Die Methoden zur Berechnung der Ausgleichsentgelte sowie die
endgültigen Tarife werden von den zuständigen Behörden oder
gegebenenfalls dem Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlicht.

(4) Die Fernleitungsnetzbetreiber können Strafentgelte von
den Netznutzern erheben, deren Einspeisung in das und
Ausspeisung aus dem Fernleitungsnetz nicht gemäß den in
Absatz 1 genannten Ausgleichsregeln ausgeglichen ist.

(5) Strafentgelte, die die tatsächlich entstandenen Ausgleichs-
kosten übersteigen, werden bei der Tarifgestaltung in einer
Weise berücksichtigt, die nicht das Interesse am Ausgleich
mindert und von den zuständigen Behörden genehmigt wird.

(6) Damit die Netznutzer rechtzeitig Abhilfemaßnahmen
ergreifen können, stellen die Fernleitungsnetzbetreiber ausrei-
chende, rechtzeitig erscheinende und zuverlässige Online-Infor-
mationen über den Ausgleichsstatus der Netznutzer bereit. Der
Stand der bereitgestellten Informationen spiegelt den Informati-
onsstand wider, über den die Fernleitungsnetzbetreiber
verfügen. Sofern Entgelte für die Bereitstellung von Informa-
tionen dieser Art erhoben werden, werden diese Entgelte von
den zuständigen Behörden genehmigt und vom Fernleitungs-
netzbetreiber veröffentlicht.

(7) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass sich die Fernlei-
tungsnetzbetreiber bemühen, die Ausgleichssysteme zu harmo-
nisieren und die Strukturen und die Höhe der Ausgleichs-
entgelte zu straffen, um den Erdgashandel zu erleichtern.

Artikel 8

Handel mit Kapazitätsrechten

Jeder Fernleitungsnetzbetreiber ergreift angemessene
Maßnahmen, damit Kapazitätsrechte frei gehandelt werden
können und dieser Handel erleichtert wird. Jeder Betreiber
entwickelt auf dem Primärmarkt harmonisierte Transportver-
träge und Verfahren, um den sekundären Kapazitätshandel zu
erleichtern, und anerkennt den Transfer primärer Kapazitäts-
rechte, sofern dieser durch die Netznutzer mitgeteilt wurde. Die
harmonisierten Transportverträge und Verfahren werden den
Regulierungsbehörden mitgeteilt.

Artikel 9

Leitlinien

(1) Gegebenenfalls bestimmen Leitlinien, die für das zur
Erreichung des Ziels dieser Verordnung erforderliche
Mindestmaß an Harmonisierung sorgen, Folgendes:

a) die Einzelheiten der Dienstleistungen für den Netzzugang
Dritter gemäß Artikel 4, einschließlich der Art und Dauer
der Dienstleistungen und anderer Anforderungen an diese;

b) die Einzelheiten der Grundsätze der Kapazitätszuweisungs-
mechanismen und der Anwendung von Engpassmanage-
mentverfahren bei vertraglich bedingten Engpässen gemäß
Artikel 5;

c) die Einzelheiten der Definition der technischen Informa-
tionen, die die Netznutzer für den tatsächlichen Zugang
zum Netz benötigen, und der Definition aller für die Trans-
parenzanforderungen maßgeblichen Punkte gemäß Artikel
6, einschließlich der für alle maßgeblichen Punkte zu veröf-
fentlichenden Informationen und des Zeitplans für die
Veröffentlichung dieser Informationen.

(2) Leitlinien zu den in Absatz 1 aufgeführten Punkten sind
im Anhang enthalten. Sie können von der Kommission geän-
dert werden; dies geschieht nach dem in Artikel 14 Absatz 2
genannten Verfahren.

(3) Die Anwendung und Änderung von Leitlinien, die gemäß
dieser Richtlinie angenommen wurden, spiegelt die Unter-
schiede zwischen den nationalen Erdgasnetzen wider und erfor-
dert daher keine einheitlichen detaillierten Bedingungen für den
Netzzugang Dritter auf Gemeinschaftsebene. Es können jedoch
Mindestanforderungen festgelegt werden, um nicht diskriminie-
rende und transparente Netzzugangsbedingungen zu erreichen,
die für einen Erdgasbinnenmarkt erforderlich sind und die dann
unter Berücksichtigung der Unterschiede zwischen den natio-
nalen Erdgasnetzen entsprechend angewandt werden können.

Artikel 10

Regulierungsbehörden

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben aufgrund dieser Verord-
nung sorgen die nach Artikel 25 der Richtlinie 2003/55/EG
eingerichteten Regulierungsbehörden der Mitgliedstaaten für die
Einhaltung dieser Verordnung und der gemäß Artikel 9 dieser
Verordnung angenommenen Leitlinien.

Soweit angebracht, arbeiten sie untereinander und mit der
Kommission zusammen.

Artikel 11

Übermittlung von Informationen

Die Mitgliedstaaten und die Regulierungsbehörden übermitteln
der Kommission auf Anforderung alle für die Zwecke des Arti-
kels 9 erforderlichen Informationen.

Unter Berücksichtigung der Komplexität der angeforderten
Informationen und der Dringlichkeit, mit der sie benötigt
werden, setzt die Kommission eine angemessene Frist für die
Übermittlung der Informationen.
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Artikel 12

Recht der Mitgliedstaaten, detailliertere Maßnahmen
vorzusehen

Diese Verordnung berührt nicht die Rechte der Mitgliedstaaten,
Maßnahmen beizubehalten oder einzuführen, die detailliertere
Bestimmungen als diese Verordnung und die in Artikel 9
genannten Leitlinien enthalten.

Artikel 13

Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten legen fest, welche Sanktionen bei
einem Verstoß gegen die Bestimmungen dieser Verordnung zu
verhängen sind, und treffen alle zu ihrer Durchsetzung erfor-
derlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitglied-
staaten teilen der Kommission die entsprechenden Bestim-
mungen spätestens bis zum 1. Juli 2006 mit und melden ihr
unverzüglich spätere Änderungen, die diese betreffen.

(2) Sanktionen nach Absatz 1 sind nicht strafrechtlicher Art.

Artikel 14

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 30 der
Richtlinie 2003/55/EG eingesetzten Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 15

Bericht der Kommission

Die Kommission überwacht die Anwendung dieser Verordnung.
In ihrem Bericht nach Artikel 31 Absatz 3 der Richtlinie
2003/55/EG berichtet die Kommission auch über die Erfah-
rungen bei der Anwendung dieser Verordnung. In dem Bericht

wird insbesondere geprüft, in welchem Umfang die Verordnung
nicht diskriminierende und kostenorientierte Bedingungen für
den Zugang zu Erdgasfernleitungsnetzen gewährleisten und
somit einen Beitrag zur Wahlmöglichkeit für die Kunden in
einem gut funktionierenden Binnenmarkt und zur langfristigen
Versorgungssicherheit leisten konnte. Der Bericht kann
erforderlichenfalls geeignete Vorschläge und/oder Empfeh-
lungen enthalten.

Artikel 16

Ausnahmeregelungen

Diese Verordnung gilt nicht für

a) in den Mitgliedstaaten liegende Erdgasfernleitungsnetze für
die Dauer der gemäß Artikel 28 der Richtlinie 2003/55/EG
gewährten Ausnahmen; Mitgliedstaaten, denen gemäß
Artikel 28 der Richtlinie 2003/55/EG Ausnahmen gewährt
wurden, können bei der Kommission für einen Zeitraum
von bis zu zwei Jahren, beginnend ab dem Zeitpunkt, zu
dem die in diesem Buchstaben genannte Ausnahme ausläuft,
eine zeitweilige Ausnahmeregelung in Bezug auf die Anwen-
dung dieser Verordnung beantragen;

b) die in Artikel 22 Absätze 1 und 2 der Richtlinie
2003/55/EG genannten Verbindungsleitungen zwischen den
Mitgliedstaaten und erheblichen Kapazitätsaufstockungen
bei vorhandenen Infrastrukturen und Änderungen dieser
Infrastrukturen, die die Erschließung neuer Gasversorgungs-
quellen ermöglichen, die von den Bestimmungen der Artikel
18, 19, 20 und 25 Absätze 2, 3 und 4 der genannten Richt-
linie ausgenommen sind, solange sie von den in diesem
Buchstaben genannten Bestimmungen ausgenommen
bleiben, oder

c) Erdgasfernleitungsnetze, für die Ausnahmen gemäß Artikel
27 der Richtlinie 2003/55/EG gewährt worden sind.

Artikel 17

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Juli 2006 mit Ausnahme von Artikel 9
Absatz 2 Satz 2, der ab dem 1. Januar 2007 gilt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am …

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

Im Namen des Rates

Der Präsident
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ANHANG

LEITLINIEN FÜR

1. DIENSTLEISTUNGEN FÜR DEN NETZZUGANG DRITTER

2. GRUNDSÄTZE DER KAPAZITÄTSZUWEISUNGSMECHANISMEN, ENGPASSMANAGEMENTVERFAHREN
UND IHRER ANWENDUNG BEI VERTRAGLICH BEDINGTEN ENGPÄSSEN UND

3. DEFINITION DER TECHNISCHEN INFORMATIONEN, DIE DIE NETZNUTZER FÜR DEN TATSÄCHLI-
CHEN NETZZUGANG BENÖTIGEN, DEFINITION ALLER FÜR DIE TRANSPARENZANFORDERUNGEN
MASSGEBLICHEN PUNKTE, UND DER FÜR ALLE MASSGEBLICHEN PUNKTE ZU VERÖFFENT-

LICHENDEN INFORMATIONEN UND DES ZEITPLANS FÜR DIE VERÖFFENTLICHUNG

1. DIENSTLEISTUNGEN FÜR DEN NETZZUGANG DRITTER

(1) Die Fernleitungsnetzbetreiber bieten verbindliche und unterbrechbare Dienstleistungen bis hin zu einer Mindest-
periode von einem Tag an.

(2) Harmonisierte Transportverträge und ein gemeinsamer Netzcode werden so konzipiert, dass der Handel und die
Wiederverwendung von Kapazitäten, die von den Netznutzern kontrahiert wurden, erleichtert wird, ohne dass die
Kapazitätsfreigabe behindert wird.

(3) Die Fernleitungsnetzbetreiber konzipieren Netzcodes und harmonisierte Verträge im Anschluss an eine angemes-
sene Konsultation der Netznutzer.

(4) Die Fernleitungsnetzbetreiber führen standardisierte Verfahren für die Nominierung und Renominierung ein, die
zuvor innerhalb der European Association for the Streamlining of the Exchange of Energy Gas (Verband EASEE-
gas) vereinbart wurden. Sie entwickeln Informationssysteme und elektronische Kommunikationsmittel, um den
Netznutzern geeignete Daten bereitzustellen und Transaktionen, etwa Nominierungen, die Kapazitätskontrahierung
und die Übertragung von Kapazitätsrechten zwischen Netznutzern, zu vereinfachen.

(5) Die Fernleitungsnetzbetreiber harmonisieren formalisierte Anfrageverfahren und Antwortzeiten gemäß der besten
Branchenpraxis, um die Antwortzeiten zu minimieren. Sie stellen spätestens ab dem 1. Juli 2006 bildschirmge-
stützte Online-Kapazitätsbuchungs- und -bestätigungssysteme sowie Nominierungs- und Renominierungsverfahren
bereit, sofern solche Verfahren innerhalb des Verbands EASEE-gas vereinbart wurden.

(6) Die Fernleitungsnetzbetreiber stellen den Netznutzern keine separaten Gebühren für Informationsanfragen und für
Transaktionen in Rechnung, die mit ihren Transportverträgen zusammenhängen und gemäß Standardregeln
und -verfahren durchgeführt werden.

(7) Informationsanfragen, bei denen außergewöhnliche oder übermäßige Kosten anfallen, etwa für Durchführbarkeits-
studien, können separat in Rechnung gestellt werden, sofern die Aufwendungen ordnungsgemäß nachgewiesen
werden können.

(8) Die Fernleitungsnetzbetreiber arbeiten mit anderen Fernleitungsnetzbetreibern bei der Koordinierung der Wartung
ihrer jeweiligen Netze zusammen, um Unterbrechungen der Fernleitungsdienstleistungen für die Netznutzer und
die Fernleitungsnetzbetreiber in anderen Gebieten möglichst gering zu halten und um hinsichtlich der Versorgungs-
sicherheit, einschließlich des Transits, gleiche Nutzeffekte zu gewährleisten.

(9) Die Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlichen mindestens einmal jährlich bis zu einem vorher festgelegten Termin
alle geplanten Wartungszeiträume, die sich auf die aus den Transportverträgen resultierenden Rechte der Netz-
nutzer auswirken könnten, und die entsprechenden betriebsbezogenen Informationen mit einer angemessenen
Vorlaufzeit. Dazu gehört die zügige und nicht diskriminierende Veröffentlichung von Änderungen der geplanten
Wartungszeiträume und die Bekanntgabe ungeplanter Wartungsarbeiten, sobald der Fernleitungsnetzbetreiber von
diesen Kenntnis hat. Während der Wartungszeiträume veröffentlichen die Fernleitungsnetzbetreiber regelmäßig
aktualisierte Informationen über die Einzelheiten der Wartungsarbeiten, ihre voraussichtliche Dauer und Auswir-
kung.

(10) Die Fernleitungsnetzbetreiber führen ein Tagesprotokoll über die tatsächlichen Wartungsarbeiten und die eingetre-
tenen Lastflussunterbrechungen, das sie der zuständigen Behörde auf Anfrage zur Verfügung stellen. Auf Anfrage
werden Informationen auch den von einer Unterbrechung Betroffenen zur Verfügung gestellt.
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2. GRUNDSÄTZE DER KAPAZITÄTSZUWEISUNGSMECHANISMEN, ENGPASSMANAGEMENTVERFAHREN UND
IHRER ANWENDUNG BEI VERTRAGLICH BEDINGTEN ENGPÄSSEN

2.1. Grundsätze der Kapazitätszuweisungsmechanismen und Verfahren für das Engpassmanagement

(1) Kapazitätszuweisungsmechanismen und Engpassmanagementverfahren erleichtern die Entwicklung des Wettbewerbs
und den liquiden Kapazitätshandel und sind mit Marktmechanismen, einschließlich der Spotmärkte und Trading
Hubs, vereinbar. Sie sind flexibel und können sich an sich verändernde Marktgegebenheiten anpassen.

(2) Diese Mechanismen und Verfahren berücksichtigen die Integrität des jeweiligen Netzes und die Versorgungssicher-
heit.

(3) Diese Mechanismen und Verfahren behindern weder den Markteintritt neuer Marktteilnehmer noch schaffen sie
übermäßige Markteintrittshindernisse. Sie hindern Marktteilnehmer, einschließlich neuer Marktteilnehmer und Unter-
nehmen mit kleinem Marktanteil, nicht am wirksamen Wettbewerb.

(4) Von diesen Mechanismen und Verfahren gehen geeignete ökonomische Signale im Hinblick auf die effiziente
Nutzung technischer Kapazitäten in möglichst großem Umfang aus, und sie erleichtern Investitionen in neue Infra-
struktur.

(5) Die Netznutzer werden darauf hingewiesen, welche Art von Umständen die Verfügbarkeit kontrahierter Kapazität
beeinträchtigen könnte. Die Unterrichtung über Unterbrechungen sollte dem Informationsstand entsprechen, den die
Fernleitungsnetzbetreiber haben.

(6) Ergeben sich aus Gründen der Netzintegrität Schwierigkeiten bei der Erfüllung vertraglicher Lieferverpflichtungen, so
sollten die Fernleitungsnetzbetreiber unverzüglich die Netznutzer unterrichten und eine nicht diskriminierende
Lösung anstreben.

Die Fernleitungsnetzbetreiber konsultieren die Netznutzer zu den Verfahren vor deren Anwendung und vereinbaren
die Verfahren mit der Regulierungsbehörde.

2.2. Engpassmanagementverfahren bei vertraglich bedingten Engpässen

(1) Falls die kontrahierte Kapazität nicht genutzt wird, stellen die Fernleitungsnetzbetreiber diese Kapazität auf dem
Primärmarkt auf unterbrechbarer Basis durch Verträge mit unterschiedlicher Laufzeit zur Verfügung, sofern sie nicht
vom jeweiligen Netznutzer zu einem angemessenen Preis auf dem Sekundärmarkt angeboten wird.

(1) Die Einnahmen aus der freigegebenen, unterbrechbaren Kapazität werden nach Regeln aufgeteilt, die von der jewei-
ligen Regulierungsbehörde festgelegt oder genehmigt worden sind. Diese Regeln sind mit dem Erfordernis einer
effektiven und effizienten Netznutzung vereinbar.

(2) Die Regulierungsbehörden können unter Berücksichtigung der vorherrschenden speziellen Gegebenheiten einen
angemessenen Preis für die freigegebene unterbrechbare Kapazität festlegen.

(3) Die Fernleitungsnetzbetreiber bemühen sich gegebenenfalls in angemessener Weise, dem Markt zumindest Teile der
nicht genutzten Kapazität als verbindliche Kapazität anzubieten.

3. DEFINITION DER TECHNISCHEN INFORMATIONEN, DIE DIE NETZNUTZER FÜR DEN TATSÄCHLICHEN NETZ-
ZUGANG BENÖTIGEN, DEFINITION ALLER FÜR DIE TRANSPARENZANFORDERUNGEN MASSGEBLICHEN
PUNKTE, EINSCHLIESSLICH DER FÜR ALLE MASSGEBLICHEN PUNKTE ZU VERÖFFENTLICHENDEN INFORMA-
TIONEN UND DES ZEITPLANS FÜR DIE VERÖFFENTLICHUNG DIESER INFORMATIONEN

3.1. Definition der technischen Informationen, die die Netznutzer für den tatsächlichen Netzzugang benötigen

Die Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlichen mindestens die folgenden Informationen über ihre Netze und Dienstleis-
tungen:

a) Eine ausführliche und umfassende Beschreibung der verschiedenen angebotenen Dienstleistungen und der entspre-
chenden Entgelte;

b) die verschiedenen Arten von Transportverträgen für diese Dienstleistungen und gegebenenfalls den Netzcode und/
oder die Standardbedingungen, in denen die Rechte und Pflichten aller Netznutzer umrissen werden, einschließlich
harmonisierter Transportverträge und anderer maßgeblicher Unterlagen;
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c) die harmonisierten Verfahren, die bei der Nutzung des Fernleitungsnetzes angewandt werden, einschließlich der Defi-
nition von Schlüsselbegriffen;

d) Bestimmungen über die Verfahren für die Kapazitätszuweisung, das Engpassmanagement, gegen das Horten und für
die Wiederverwendung;

e) die Regeln für den Kapazitätshandel auf dem Sekundärmarkt gegenüber dem Fernleitungsnetzbetreiber;

f) gegebenenfalls die Flexibilitäts- und Toleranzwerte, die im Transport und in den anderen Dienstleistungen ohne sepa-
rates Entgelt enthalten sind, und die darüber hinaus angebotene Flexibilität mit den entsprechenden Entgelten;

g) eine ausführliche Beschreibung des Gasnetzes des Fernleitungsnetzbetreibers mit Angabe aller maßgeblichen Punkte,
die sein Netz mit dem anderer Fernleitungsnetzbetreiber und/oder mit der Erdgasinfrastruktur wie Flüssigerdgas-
(LNG)-Anlagen und Infrastruktureinrichtungen, die für die Bereitstellung von Hilfsdiensten gemäß der Definition des
Artikels 2 Nummer 14 der Richtlinie 2003/55/EG erforderlich sind, verbinden;

h) Informationen über die Erdgasqualität und Druckanforderungen;

i) die Regeln für den Anschluss an das vom Fernleitungsnetzbetreiber betriebene Netz;

j) rechtzeitig alle Informationen über vorgeschlagene und/oder tatsächliche Änderungen der Dienstleistungen oder
Bedingungen, einschließlich der in den Buchstaben a bis i aufgeführten Punkte.

3.2. Definition aller für die Transparenzanforderungen maßgeblichen Punkte

Zu den maßgeblichen Punkten gehören mindestens:

a) alle Einspeisepunkte eines von einem Fernleitungsnetzbetreiber betriebenen Netzes;

d) die wichtigsten Ausspeisepunkte und -bereiche, die mindestens 50 % der gesamten Ausspeisekapazität des Netzes
eines bestimmten Fernleitungsnetzbetreibers ausmachen, einschließlich aller Ausspeisepunkte und -bereiche, die mehr
als 2 % der gesamten Ausspeisekapazität des Netzes ausmachen;

e) alle Punkte, die verschiedene Netze von Fernleitungsnetzbetreibern verbinden;

f) alle Punkte, die das Netz eines Fernleitungsnetzbetreibers mit einer LNG-Kopfstation verbinden;

g) alle wesentlichen Punkte des Netzes eines bestimmten Fernleitungsnetzbetreibers, einschließlich der Verbindungs-
punkte zu Erdgashubs. Als wesentlich gelten alle Punkte, an denen erfahrungsgemäß physische Engpässe auftreten
können;

f) alle Punkte, die das Netz eines bestimmten Fernleitungsnetzbetreibers mit der Infrastruktur verbinden, die für die
Erbringung von Hilfsdiensten gemäß der Definition des Artikels 2 Nummer 14 der Richtlinie 2003/55/EG erforder-
lich ist.

3.3. Für alle maßgeblichen Punkte zu veröffentlichende Informationen und Zeitplan für die Veröffentlichung
dieser Informationen

(1) Für alle maßgeblichen Punkte veröffentlichen die Fernleitungsnetzbetreiber regelmäßig/kontinuierlich und in einer
nutzerfreundlichen, standardisierten Weise im Internet die folgenden Informationen über die Kapazitätslage bis hin
zu den täglichen Perioden:

a) die maximale technische Kapazität für Lastflüsse in beide Richtungen;

b) die gesamte kontrahierte und unterbrechbare Kapazität;

c) die verfügbare Kapazität.

(2) Für alle maßgeblichen Punkte veröffentlichen die Fernleitungsnetzbetreiber die verfügbaren Kapazitäten für einen
Zeitraum von mindestens 18 Monaten im Voraus und aktualisieren diese Informationen mindestens monatlich oder,
falls neue Informationen vorliegen, häufiger.

(3) Die Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlichen für alle maßgeblichen Punkte tägliche Aktualisierungen der Verfügbar-
keit kurzfristiger Dienstleistungen (einen Tag und eine Woche im Voraus), die u. a. auf Nominierungen, den vorherr-
schenden vertraglichen Verpflichtungen und regelmäßigen langfristigen Prognosen der verfügbaren Kapazität auf
jährlicher Basis für bis zu zehn Jahre beruhen.
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(4) Die Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlichen historische monatliche Höchst- und Mindestkapazitätsauslastungsraten
und die jährlichen durchschnittlichen Lastflüsse für alle maßgeblichen Punkte für die letzten drei Jahre auf einer
kontinuierlichen Basis.

(5) Die Fernleitungsnetzbetreiber führen ein sich über mindestens drei Monate erstreckendes Tagesprotokoll der tatsäch-
lichen aggregierten Lastflüsse.

(6) Die Fernleitungsnetzbetreiber führen ordnungsgemäße Aufzeichnungen über alle Kapazitätsverträge und alle
sonstigen relevanten Informationen im Zusammenhang mit der Berechnung und der Bereitstellung des Zugangs zu
verfügbaren Kapazitäten, auf die die maßgeblichen nationalen Behörden bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
zugreifen können.

(7) Die Fernleitungsnetzbetreiber stellen nutzerfreundliche Instrumente für die Berechnung der Entgelte für die verfüg-
baren Dienstleistungen und für die Online-Überprüfung der verfügbaren Kapazität bereit.

(8) Sind die Fernleitungsnetzbetreiber außerstande, Informationen gemäß den Nummern 1, 3 und 7 zu veröffentlichen,
so konsultieren sie ihre maßgeblichen nationalen Behörden und erstellen so schnell wie möglich, jedoch spätestens
bis zum 31. Dezember 2006, einen Aktionsplan für die Umsetzung.
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat am 12. Dezember 2003 einen auf Artikel 95 des EG-Vertrags gestützten
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen
für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen vorgelegt.

2. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat am 2. Juni 2004 Stellung genommen.

3. Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung am 20. April 2004 mit 41
Abänderungen angenommen. Die Kommission wird keinen geänderten Vorschlag vorlegen.

4. Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt am 12. November 2004 gemäß Artikel 251 des
Vertrags festgelegt.

II. ZIEL DES VORSCHLAGS

Mit diesem Vorschlag soll die im vergangenen Jahr angenommene Erdgasbinnenmarktrichtlinie (Richt-
linie 2003/55/EG) ergänzt werden, indem unter Berücksichtigung der Besonderheiten der nationalen
und regionalen Märkte faire und detaillierte Vorschriften für den Zugang Dritter zu den Erdgasfernlei-
tungsnetzen der Mitgliedstaaten festgelegt werden. Er kann als Parallele zur Verordnung (EG)
Nr. 1228/2003 über die Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel gesehen
werden, die als Teil des Binnenmarktpakets angenommen wurde. Der Vorschlag stützt sich auf eine
Reihe von Leitlinien, die vom Europäischen Erdgasregulierungsforum (Madrider Forum) freiwillig
vereinbart wurden und die durch die vorgeschlagene Verordnung verbindlichen Charakter erhalten
sollen.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

a) Was die 41 Abänderungen des Europäischen Parlaments anbelangt, so ist der Rat der Kommission
gefolgt und hat

— in Bezug auf die nachstehend genannten 22 Abänderungen

— die Abänderungen 7, 12, 15, 18-21, 23, 26, 32, 34 und 39-41 ganz (gelegentlich mit
Umformulierungen),

— die Abänderungen: 1, 4, 25 teilweise,

— die Abänderungen: 3, 13, 29, 36 und 38 im Grundsatz

— übernommen sowie die 18 Abänderungen 2, 5, 8-11, 14, 16-17, 22, 24, 27, 30-31, 35, 37,
42 und 43 aus inhaltlichen und/oder formalen Gründen abgelehnt.

Der Rat hat ferner die Abänderung 33 stillschweigend akzeptiert.

b) Was den Kommissionsvorschlag anbelangt, so hat der Rat einige weitere Änderungen (inhaltlicher
und/oder formaler Art) vorgenommen, auf die weiter unten eingegangen wird.

Alle Änderungen des Rates am Kommissionsvorschlag sind von der Kommission gebilligt worden.

2. SPEZIFISCHE BEMERKUNGEN

a) Die wichtigsten Änderungen des Rates am Verordnungsentwurf betreffen die in Artikel 9
genannten Leitlinien, deren Anwendungsbereich der Rat begrenzt hat; insbesondere wurde die
Möglichkeit, dass die Kommission neue Leitlinien im Wege des Ausschussverfahrens annimmt,
aus dem Kommissionsvorschlag gestrichen, wobei der Kommission die Befugnis gelassen wird,
die im Anhang zu dem Verordnungsentwurf enthaltenen Leitlinien zu ändern; diese Leitlinien
betreffen Dienstleistungen für den Netzzugang Dritter, Grundsätze der Kapazitätszuweisungsme-
chanismen und Verfahren für das Engpassmanagement sowie Transparenzanforderungen. Ferner
hat der Rat Artikel 9 um einen Absatz ergänzt, in dem klargestellt wird, dass die Leitlinien und
deren Anwendung und künftige Änderung die Unterschiede zwischen den einzelstaatlichen
Erdgasnetzen widerspiegeln sollten.
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Darüber hinaus hat der Rat einen neuen Artikel (Artikel 16) aufgenommen, in dem bestätigt
wird, dass die einschlägigen Ausnahmeregelungen nach der Richtlinie 2003/55/EG auch für
diese Verordnung gelten.

Der Rat hat ferner den Zeitpunkt für die Anwendung der Verordnung vom 1. Juli 2005 auf den
1. Juli 2006 verlegt; hiervon ausgenommen ist Artikel 9 Absatz 2, der ab dem 1. Januar 2007
gilt (Artikel 17).

b) Weitere Änderungen betreffen insbesondere

— Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1: Der Rat hat die Definition von „Fernleitung“ geringfügig geän-
dert, um genauer zu bestimmen, auf welche Rohrleitungen die Definition Anwendung findet;
dementsprechend wurde der Erwägungsgrund 5 aufgenommen;

— Artikel 2 Absatz 1 Nummern 4 und 18: Der Rat hat zwei neue Definitionen aufgenommen (für
die Begriffe „nicht genutzte Kapazität“ und „verbindliche Dienstleistungen“);

— Artikel 2 Absatz 1 Nummern 23 und 24: Der Rat hat die Definitionen der Begriffe „neue Markt-
teilnehmer“ und „kleiner Marktteilnehmer“ gestrichen, da die Verordnung seines Erachtens für
alle Marktbeteiligten in gleicher Weise gelten sollte;

— Artikel 3 Absatz 1: Der Rat hat einen neuen Unterabsatz 2 aufgenommen, um sicherzustellen,
dass die Tarife auch mittels Versteigerungen festgelegt werden können; dementsprechend
wurde der Erwägungsgrund 8 aufgenommen;

— Artikel 5 Absatz 4 und Artikel 7 Absatz 6: Der Rat hat diese Bestimmungen im Interesse der
Klarheit umformuliert;

— Artikel 6 Absatz 4: Der zweite Satz dieses Absatzes wurde geändert, um den Anwendungsbe-
reich präziser zu formulieren, und wurde sodann insbesondere aufgrund seines Ausführlich-
keitsgrads in den Anhang (Abschnitt 3.2 Buchstabe b)) übertragen;

— Artikel 11 Absätze 2 bis 5: Der Rat hat diese Absätze und folglich auch Artikel 13 Absatz 1
gestrichen;

— eine Reihe von Verweisen auf die Richtlinie 2003/55/EG, die der Klarheit halber aufgen-
ommen wurden (Artikel 1 Absatz 2 (neu), Artikel 3 Absätze 1 und 2, Artikel 4 Absatz 1,
Artikel 10, Artikel 14, Artikel 15 (siehe Abänderung 36));

— einige neue Erwägungsgründe, die der Rat zusätzlich zu den bereits erwähnten Erwägungs-
gründen aufgenommen hat, um insbesondere Änderungen in den Artikeln Rechnung zu
tragen (Erwägungsgründe 4, 7, 10, 16 und 19) (entspricht Abänderung 3).

IV. FAZIT

Der Rat ist der Auffassung, dass der Gemeinsame Standpunkt weitgehend den meisten Anliegen des
Europäischen Parlaments inhaltlich entspricht und dass er zur Vollendung und zum reibungslosen
Funktionieren des Erdgasbinnenmarktes beitragen wird.
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